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e) zur Erhaltung der Arbeitskraft,
f) zur Teilnahme an Maßnahmen zur Erhaltung und Er­

weiterung beruflicher Kenntnisse und Fertigkeiten 
und

g) in besonderen behinderungsbedingten Lebenslagen,
2. an Arbeitgeber

a) zur behinderungsgerechten Einrichtung von Arbeits­
plätzen für Schwerbehinderte und

b) für außergewöhnliche Belastungen, die mit der Be­
schäftigung Schwerbehinderter im Sinne des § 6 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe а bis e oder des § 9 Abs. 2 verbunden 
sind, vor allem, wenn ohne diese Leistungen das Be­
schäftigungsverhältnis gefährdet würde,

3. an freie gemeinnützige Einrichtungen und Organisatio­
nen zu den Kosten in den Fällen des Absatz 2 Satz 3.

Sie kann ferner Leistungen zur Durchführung von Aufklä- 
rungs-, Schulungs- und Bildungsmaßnahmen gewähren.

(4) Verpflichtungen anderer werden durch' Absatz 3 nicht 
berührt. Leistungen der Rehabilitationsträger dürfen, auch 
wenn auf sie ein Rechtsanspruch nicht besteht, nicht deshalb 
versagt werden, weil nach diesem Gesetz entsprechende Lei­
stungen vorgesehen sind; eine Aufstockung durch Leistungen 
der Hauptfürsorgestelle findet nicht statt.

(5) Ist ungeklärt, welcher Träger Leistungen zur begleiten­
den Hilfe im Arbeits- und Berufsleben zu gewähren hat, oder 
ist die unverzügliche Einleitung der erforderlichen Maßnah­
men aus anderen Gründen gefährdet, so soll die Hauptfür­
sorgestelle vorläufig Leistungen gewähren. Hat die Haupt­
fürsorgestelle Leistungen erbracht, für die ein anderer Träger 
zuständig ist, so hat dieser die Leistungen zu erstatten. Der 
Erstattungsanspruch verjährt in 2 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem zuletzt vorläufig Leistungen erbracht 
worden sind.

§32
Beratender Ausschuß für Behinderte 

bei der Hauptfürsorgestelle

(1) Bei jeder Hauptfürsorgestelle wird ein Beratender Aus­
schuß für Behinderte gebildet, der die Eingliederung der Be­
hinderten in das Arbeitsleben zu fördern, die Hauptfürsorge­
stelle bei der Durchführung dieses Gesetzes zu unterstützen 
und bei der Vergabe der Mittel der Ausgleichsabgabe mitzu­
wirken hat. Soweit die Mittel der Ausgleichsabgabe zur in­
stitutionellen Förderung verwendet werden, hat der Bera­
tende Ausschuß Vorschläge für die Entscheidung der Haupt­
fürsorgestelle zu unterbreiten.

(2) Der Ausschuß besteht aus
2 Vertretern der Arbeitnehmer,
2 Vertretern der Arbeitgeber, davon 1 Vertreter der 

öffentlichen Hand, 
je 1 Vertreter der Organisationen der Behinderten, insge­

samt höchstens 4 Vertreter,
1 Vertreter des Arbeitsamtes.

Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu berufen. Mitglieder 
und Stellvertreter sollen im Bezirk der Hauptfürsorgestelle 
ihren Wohnsitz haben.

(3) Die Hauptfürsorgestelle beruft
— die Arbeitnehmervertreter auf Vorschlag der Gewerk­

schaften,
— einen Vertreter der Arbeitgeber auf Vorschlag der Arbeit­

geberverbände, den Vertreter der Arbeitgeber der öffent­
lichen Hand auf Vorschlag der zuständigen Behörden,

— die Vertreter der Organisationen der Behinderten auf 
Vorschlag der Behindertenverbände, die nach der Zusam­
mensetzung ihrer Mitglieder dazu berufen sind, die Behin­
derten in ihrer Gesamtheit zu vertreten.

Der Leiter der Zentralen Arbeitsverwaltung beruft den Ver­
treter des Arbeitsamtes.

§33
Aufgaben der Arbeitsverwaltung

(1) Der Arbeitsverwaltung obliegen
1. die Arbeitsberatung und Arbeitsvermittlung Schwerbe­

hinderter,
2. die Berufsberatung und die Vermittlung Schwerbehin­

derter in berufliche Ausbildungsstellen,
3. die besondere Förderung der Einstellung und Beschäfti­

gung Schwerbehinderter auf Arbeitsplätzen (§ 7 Abs. 1),
4. im Rahmen ihrer Maßnahmen nach § 3 Abs. 2 Nr. 5 des 

Arbeitsförderungsgesetzes die besondere Förderung von 
Arbeitsplätzen für Schwerbehinderte,

5. die Gleichstellung, deren Widerruf und Rücknahme,
6. die Durchführung des Anzeigeverfahrens (§ 13 Abs. 2),
7. die Überwachung der Erfüllung der Beschäftigungspflicht,
8. die Zulassung der Anrechnung und der Mehrfachanrech­

nung (§ 9 Abs. 2, § 10 Abs. 1 und 2),
9. die Erfassung der Werkstätten für Behinderte, ihre Aner­

kennung und die Aufhebung der Anerkennung nach dem 
Zehnten Abschnitt.

(2) Die Arbeitsverwaltung kann im Rahmen ihrer Zustän­
digkeit zur besonderen Förderung nach Absatz 1 Nr. 3 Arbeit­
gebern aus den ihr aus dem Ausgleichsfonds zugewiesenen 
Mitteln (§ 11 Abs. 4) Geldleistungen gewähren, wenn diese 
insbesondere ohne gesetzliche Verpflichtung oder über die 
gesetzliche Verpflichtung nach § 5 hinaus

1. in § 6 Abs. 1 genannte Schwerbehinderte oder
2. Schwerbehinderte, die unmittelbar vor der Einstellung 

länger als 12 Monate arbeitslos gemeldet waren, oder
3. Schwerbehinderte im Anschluß an eine Beschäftigung in 

einer anerkannten Werkstatt für Behinderte oder
4. Schwerbehinderte als Teilzeitbeschäftigte, insbesondere 

in den Fällen des § 9 Abs. 2 Satz 2, oder
5. Schwerbehinderte zur Ausbildung oder sonstigen be­

ruflichen Bildung

einstellen. Die Geldleistungen werden als einmalige oder 
laufende Zuwendungen, längstens bis zu 3 Jahren, zusätz­
lich, jedoch unter Anrechnung vergleichbarer Leistungen der 
Arbeitsverwaltung und der Rehabilitationsträger gewährt. 
Im übrigen gilt § 31 Abs. 4 entsprechend. Verwaltungskosten 
werden der Arbeitsverwaltung nicht erstattet. Der Minister­
rat wird ermächtigt, durch Verordnung Voraussetzungen, Per­
sonenkreis, Art, Höhe und Dauer der Leistungen sowie das 
Verfahren zu regeln.

(3) Absatz 2 Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Ge­
währung von Leistungen aus Mitteln der Ausgleichsabgabe, 
die der Arbeitsverwaltung zur Durchführung befristeter re­
gionaler Sonderprogramme zum Abbau der Arbeitslosigkeit 
Schwerbehinderter und zur Förderung des Ausbildungsplatz­
angebots für Schwerbehinderte von den Hauptfürsorgestellen 
zugewiesen werden.

(4) Die Arbeitsverwaltung richtet zur Durchführung der ihr 
in diesem Gesetz übertragenen Aufgaben und zur Arbeits­
und Berufsförderung Behinderter besondere Stellen ein; die 
Beratung und Vermittlung können auch außerhalb dieser 
Stellen erfolgen, soweit dies im Interesse der Behinderten 
liegt.

§ 34

Beratender Ausschuß für Behinderte bei der 
Arbeitsverwaltung

(1) Bei der Zentralen Arbeitsverwaltung wird ein Beraten­
der Ausschuß für Behinderte gebildet, der die Eingliederung 
der Behinderten in das Arbeitsleben durch Vorschläge zu 
fördern und die Arbeitsverwaltung bei der Durchführung 
dieses Gesetzes und der Arbeits- und Berufsförderung Behin­
derter nach dem Arbeitsförderungsgesetz zu unterstützen hat.


